
Neue Justiz 1/84 25

und Kontrollorgane (betriebliche, aber auch ABI und Volks­
polizei) in Kenntnis zu setzen. Stellen sie die Verletzung von 
Rechtsvorschriften und Weisungen fest, sind sie berechtigt, 
vom Leiter der Verkaufseinrichtung bzw. vom Leiter des Ein­
zelhandelsbetriebes die unverzügliche Herstellung der Gesetz­
lichkeit zu verlangen. Sie können an den Rechenschaftsjegun- 
gen des Leiters der Verkaufseinrichtung vor dem Leiter des 
ETnzelhandelsbetriebes teilnehmen und dort vor allem die 
Kundenmeinung zur Handelstätigkeit der Verkaufseinrichtung 
darlegen sowie Eintragungen in das Kontrollbuch der Ver­
kaufseinrichtung vornehmen (§ 7 Abs. 3).

Arbeitsweise der Kundenbeiräte.

Die Kundenbeiräte führen regelmäßig — im allgemeinen mo­
natlich — Beratungen durch. Die Schwerpunkte ihrer Arbeit 
einschließlich der Kontrolltätigkeit werden vom Vorsitzenden 
des Kundenbeirats in einem Arbeitsplan festgelegt. Grundlage 
für diesen Arbeitsplan sind die vom Leiter des Einzelhandels- 
betriebes gegebene Orientierung über die Grundzüge der Ar­
beit der Verkaufseinrichtung, die Erkenntnisse aus der Tätig­
keit des Kundenbeirats sowie Hinweise der Bevölkerung, wo­
bei den letzteren besonderes Augenmerk zu schenken ist. Der 
Vorsitzende des Kundenbeirats gewährleistet, daß die im 
Arbeitsplan festgelegten Aufgaben regelmäßig abgerechnet 
werden (§ 8 Abs. 1).

Eine entscheidende Voraussetzung für die Lösung der Auf­
gaben des Kundenbeirats ist die gute Verbindung seiner Mit­
glieder zur Bevölkerung. Sie werden darauf orientiert, nicht 
nur Anliegen, Anregungen, Hinweise und Kritiken der Bürger 
in bezug auf die Handelstätigkeit und die Versorgungsleistun­
gen der Verkaufseinrichtung entgegenzunehmen, sondern 
auch selbst Kontakt mit der Bevölkerung zu suchen. Dies kann 
sowohl durch individuelle Aussprachen mit Kunden bzw. Gä­
sten als auch in Kundenversammlungen, Sprechstunden und 
durch Teilnahme an Haus- und Einwohnerversammlungen ge­
schehen. Dazu arbeiten die Kundenbeiräte mit dem jeweiligen 
Wohftgebiets-, Orts- bzw. Stadtausschuß der Nationalen Front, 
dem Orts- bzw. Kreisvorstand des FDGB und der Gruppe der 
DSF eng zusammen.

Ebenso wichtig ist aber auch die enge und kameradschaft­
liche Zusammenarbeit der Kundenbeiräte mit den Leitern und 
den Kollektiven der Verkaufseinrichtungen sowie mit allen 
Mitarbeitern der Einzelhandelsbetriebe, weil vor allem durch 
die helfende Beratung diesen gegenüber die Interessenvertre­
tung der Bevölkerung durch die Kundenbeiräte durchgesetzt 
werden kann. Diesem Anliegen dient auch der Kontakt der 
Kundenbeiräte zu den gesellschaftlichen Organisationen der 
Einzelhandelsbetriebe (§ 8 Abs. 2 und 3).

Die Kundenbeiräte können sich mit Vorschlägen, Hinwei­
sen und Kritiken an die Leiter d«^Verkaufseinrichtungen bzw. 
an die Leiter der Einzelhandelsbetriebe wenden.-Der Leiter 
einer Verkaufseinrichtung hat dazu innerhalb von 10 Tagen, 
der Leiter eines Einzelhandelsbetriebes innerhalb von 3 Wo­
chen Stellung zu nehmen. Antworten Leiter von Verkaufsein­
richtungen nicht oder erscheint eine Antwort ungenügend, 
kann sich der Vorsitzende des Kundenbeirats an den Leiter 
des Einzelhandelsbetriebes wenden. Gibt dieser keine oder 
nur eine unzureichende Stellungnahme ab, dann kann der 
Vorsitzende des Kundenbeirats die Abteilung Handel und Ver­
sorgung des zuständigen örtlichen Rates informieren (§ 7 
Abs. 5).

Die Mitglieder der Kundenbeiräte üben ihre Tätigkeit 
grundsätzlich außerhalb der Arbeitszeit aus. Ist das ausnahms­
weise nicht möglich, kann der Leiter des Einzelhandelsbetrie­
bes um die erforderliche Freistellung von der Arbeit gemäß 
§182 Abs. 1 AGB nachsuchen. Entstehen den Mitgliedern der 
Kundenbeiräte bei der Ausübung ihrer ehrenamtlichen Tä­
tigkeit Aufwendungen, werden diese vom Einzelhandelsbetrieb 
auf der Grundlage der Rechtsvorschriften erstattet. Bei Un­
fällen während ihrer ehrenamtlichen Arbeit genießen die Mit­
glieder der Kundenbeiräte Versicherungsschutz (§11).3

Anleitung und Unterstützung der Kundenbeiräte

Die Pflichten der Leiter der Einzelhandelsbetriebe zur Anlei­
tung und Unterstützung der Kundenbeiräte wurden erweitert.

Korruption in der USA-Administration
ln der an Bestechungsskandalen gewiß nicht armen Geschichte 
der US-amerikanischen Regierungsbürokratie gibt es einen 
neuen Höhepunkt: Der Justizminister des Bundesstaates Texas, 
Jim Mattox, ist wegen passiver Bestechung angeklagt worden 
und wartet auf das Gerichtsverfahren.

Das Nachrichtenmagazin „U. S. News & World Report" vom 
26. September 1983 (S. 16), das über diesen Fall berichtet, 
vermittelt weitere Tatsachen: 1982 mußten sich allein die Bun­
desgerichte der USA in 422 Strafverfahren mit Fällen der Be­
stechung von Regierungsbeamten befassen. In den letzten 
10 Jahren haben sieb diese Verfahren verdreifacht. Die Kor­
ruptionsfälle, die in der Zuständigkeit von Gerichten der 50 Bun­
desstaaten verhandelt wurden, sind hierbei gar nicht erfaßt.

ln der Welt des Kapitals, in der alles käuflich ist, nehmen 
auch leitende Regierungsangestellte horrende Geldsummen 
dafür entgegen, daß sie jemandem einen „Gefallen“ tun, z. B. 
Regierungsaufträge für Industrie- und Bauunternehmen verge­
ben, Wahlergebnisse manipulieren oder Strafverfahren unter 
den Tisch fallen lassen.

Eine besondere Rolle spielt das sog. Drogengeld, das 
Beamte von den Rauschgiftringen beziehen, die ihre illegalen 
Geschäfte in ständig wachsendem Umfang tätigen. Die New 
Yorker Zeitung „Daily World“ vom 19. August 1983 (S. 9) zi­
tiert hierzu den Justizminister der USA. W. F. Smith, der An­
fang 1982 lakonisch mitteilte: „Regierungsangestellte aller 
Ebenen werden durch Drogengeld korrumpiert."

Das Bundesuntersuchungsamt (FBI) ermittelt gegenwärtig 
gegen 54 leitende Mitarbeiter von Bundesbehörden und von 
Behörden der Bundesstaaten wegen Annahme von „Drogen­
geld".

Daß auch Justizbeamte in diese Sachen verwickelt sind, 
zeigt der Fall des Staatsanwalts Frank Robin aus Houston, der 
Anfang September 1983 zu Freiheitsstrafe verurteilt wurde, weil 
er für ein Bestechungsgeld von 200 000 Dollar Informationen 
über laufende Ermittlungen an Rauschgiftringe geliefert hatte.

Resignierender Kommentar von „U. S. News & World Re­
port“ zu dieser Entwicklung: „Die Bekämpfung der Korruption 
in der Regierung ist eine niemals endende Aufgabe." R. L.

Sie müssen sichern, daß die Tätigkeit der Kundenbeiräte durch 
die Leiter der Verkaufseinrichtungen und alle Mitarbeiter der 
Einzelhandelsbetriebe gefördert, ihre Vorschläge in die Lö­
sung der Aufgaben einbezogen und in den Verkaufseinrich­
tungen alle Voraussetzungen für ihre wirkungsvolle Arbeit 
geschaffen werden. Dabei kommt es besonders darauf an, die 
Kundenbeiräte zur Lösung ihrer Aufgaben zu befähigen. Eine 
wirksame Methode dazu ist die Anleitung im Rahmen ihrer 
praktischen Arbeit. Dazu gehören eine gründliche Arbeitsein­
weisung, die unmittelbare Teilnähme an der Arbeit, die Ein­
beziehung von Mitgliedern der Kundenbeiräte in betriebliche 
Kontrollen und der Erfahrungsaustausch der Beiräte unter­
einander. Auch durch spezielle Schulungen können wichtige 
Einsichten in Versorgungs- und Handelsprobleme vermittelt 
werden.

Einer wirkungsvollen Arbeit der Kundenbeiräte dienen 
schließlich auch die schnelle Verallgemeinerung der besten Er­
fahrungen, die Teilnahme von Mitgliedern der Kundenbeiräte 
an betrieblichen und gesellschaftlichen Veranstaltungen der 
Einzelhandelsbetriebe und Verkaufseinrichtungen sowie die 
Verpflichtung der Leiter der Einzelhandelsbetriebe, die Arbeit 
mit den Kundenbeiräten jährlich zu analysieren und die Er­
gebnisse solcher Analysen für Schlußfolgerungen zur Gewähr­
leistung der Versorgungsaufgaben und einer effektiven Han­
delstätigkeit zu nutzen.

Für besonders aktive und hervorragende Leistungen sind 
die Mitglieder der Kundenbeiräte auszuzeichnen (§ 10).

3 Dafür gelten z. Z. die VO über die Erweiterung des Versicherungs­
schutzes bei Unfällen in Ausübung gesellschaftlicher, kultureller 
oder sportlicher Tätigkeiten vom 11. April 1973 (GBl. I Nr. 22 S. 199), 
die АО über die Erweiterung des zusätzlichen Unfallversicherungs­
schutzes durch die Staatliche Versicherung der DDR bei Unfällen 
in Ausübung gesellschaftlicher, kultureller und sportlicher Tätig­
keiten vom 6. August 1973 (GBl. I Nr. 38 S. 404) und § 3 der АО über 
die Bedingungen für die Pflichtversicherung der volkseigenen 
Wirtschaft bei der Staatlichen Versicherung der DDR vom 19. No­
vember 1968 (GBl. II Nr. 120 S. 945).


